
Oliver  Kaczmarek:  Kein
Fracking in NRW
In Deutschland und speziell in NRW wird es in absehbarer Zeit
kein  Fracking  im  Schiefer-  und  Kohleflözgas  geben.  Dies
stellen  das  Bundesumweltministerium  und  das
Bundeswirtschaftsministerium  in  einem  gemeinsamen
Eckpunktepapier  klar.  Trinkwasser  und  Gesundheit  müssen
absoluten Vorrang vor wirtschaftlichen Interessen haben.

Oliver Kaczmarek

„Die Bundesregierung entspricht damit den Vorstellungen vieler
Gegner  des  Frackings  und  unterstützt  die  Position  von
Ministerpräsidentin  Hannelore  Kraft.  Denn  die  Risiken  des
Frackings bei der unkonventionellen Förderung von Erdgas sind
nicht abschätzbar. Ein solches Fracking-Verbot soll mindestens
bis 2021 gelten. Dann gibt es eine Überprüfung. Eng umgrenzte
Forschungsprojekte  darf  es  nur  unter  strengen  Regeln,  
umfassender  staatlicher  Kontrolle  und  intensiver
Öffentlichkeitsbeteiligung  geben“,  so  der  heimische
Bundestagsabgeordnete  Oliver  Kaczmarek.

„Ich bin froh, dass sich der Widerstand gelohnt hat. Die SPD
setzt endlich eine klare Regelung durch, die verlässlich ist
und den Menschen Sicherheit gibt“, so Kaczmarek.

Das  Eckpunktepapier  enthält  zudem  Regelungen  für  die  seit
Jahrzehnten  in  Niedersachsen  angewandte  konventionelle
Erdgasförderung im Sandgestein. Hier werden die Auflagen für
den Schutz von Umwelt, Gesundheit und Trinkwasser deutlich
verschärft.  Zonen,  in  denen  es  kein  Fracking  geben  darf,
werden ausgeweitet und eine Umweltverträglichkeitsprüfung wird
für  alle  Vorhaben  bei  der  Aufsuchung  und  Förderung  von
Kohlenwasserstoffen  sowie  zur  Verpressung  von

https://bergkamen-infoblog.de/oliver-kaczmarek-kein-fracking-in-nrw/
https://bergkamen-infoblog.de/oliver-kaczmarek-kein-fracking-in-nrw/
http://sesekegefluester.de/wp-content/uploads/2013/04/P4090115.jpg


Lagerstättenwässern  verpflichtend  festgeschrieben.  Für  den
Umgang mit Lagerstättenwasser soll es neue, deutlich strengere
Regeln  geben.  Im  Bereich  des  Bergschadensrecht  wird  die
Beweislastpflicht zulasten der Unternehmen und im Sinne der
Bürgerinnen und Bürger verändert.

 


